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Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. 


onsumverein der Nordwestschweiz mit Bäckereibetrieb, Um- 
satz ca. 600,000 Fr., sucht zu baldigem Eintritt tüchtigen, 
selbständigen, kautionsfähigen Verwalter. Anmeldungen sind 
mit Angabe des Alters, Bildungsganges und der bisherigen 
Tätigkeit nebst Besoldungsansprüchen unter Chiffre K. N. 90 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel einzureichen. 


er Allgemeine Konsumverein Nieder-Schönthal sucht auf 
I. Juni eine in der Kolonialwaren-, Manufaktur- und Mer- 
cerie-Branche bewanderte, tüchtige, selbständige Person als 
I. Verkäuferin. Anmeldungen sind mit Zeugnisabschriften und 
unter Angabe von Gehaltsansprüchen an die Verwaltung des 
Allg. Konsumvereins Nieder-Schönthal (Baselland) einzureichen. 


D* Allgemeine Konsumverein Nieder-Schönthal sucht. mit 
Eintritt auf Mitte Mai oder Anfang Juni infolge Rücktrittes 
des bisherigen Inhabers einen Verwalter. Umsatz inkl. Bäckerei- 
betrieb Fr. 600,000.—. Anmeldungen sind bis 18. April mit An- 
gabe des Alters, des Bildungsganges und der bisherigen Tätig- 
keit nebst Besoldungsansprüchen an die Verwaltung des Allg. 
Konsumverein Nieder-Schönthal einzugeben, wo auch über An- 
stellungsverhältnisse Auskunft erteilt wird. 


nfolge Resignation ist die Stelle als Filialhalter in unserer 

Filiale Pfauen auf 1. Juli 1918 neu zu besetzen. Jahres- 
umsatz Fr. 90,000.—. Erforderlich 2 Personen. Kautionsfähige 
Bewerber wollen ihre schriftliche Anmeldung bis zum 22. April 
an den Allg. Konsumverein Herisau einreichen. Branchen- 
kundige erhalten den Vorzug. Nähere Auskunft wird im Bureau 
Wylen erteilt. 


Gesucht per sofort tüchtige, schaffensfreudige Depothalterin 
in einen Konsumverein der Innerschweiz. Umsatz circa 
Fr. 50,000. Offerten mit Angabe des Alters, bisheriger Tätig- 
keit und Gehaltsansprüchen sind unter Chiffre A.B. 109 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel zu richten. 


Angebot. 


Biker 27 Jahre alt, verheiratet, mit Dampfbackofen und 
allen Maschinen vertraut, sucht Stelle in einem Konsum- 
verein. Gute Zeugnisse stehen zu Diensten. Eintritt kann 
sofort geschehen. Offerten unter Chiffre A. Z. 50 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Jıree Tochter sucht Verkäuferin-Stelle in Konsumverein zur 
weitern Ausbildung. Offerten unter Chiffre L. W. 76 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


16 Ührse Tochter, mit Sekundarschulbildung, sucht Stelle in 
einem Konsumverein zur Erlernung des Ladenservices. 
Gute familiäre Behandlung wird erwünscht. Offerten unter 
Chiffre R. S. 102 an den Verband schweiz. Konsumvereine in 
Basel. 


Te» tüchtiges Ehepaar wünscht auf Oktober laufenden 
Jahres in grösserer Ortschaft einen Konsum oder Filiale 
zu übernehmen. Entsprechende Kaution kann geleistet werden. 
Offerten erbeten unter Chiffre S. 653 Y an Publicitas A.-G. 
Solothurn. 


ochter, in verschiedenen Branchen bewandert. sucht Stelle 

als Verkäuferin in Konsumverein auf Ende Mai oder Juni. 
Offerten unter Chiffre F. A. 108 an den Verband schweiz. Kon- 
sumvereine in Basel. 


üchtiger, kautionsfähiger Bäcker sucht auf Mitte Mai oder 

später Stelle für selbständige Leitung einer Konsumbäckerei. 
Gute Zeugnisse zu Diensten. Offerten unter Chiffre H. M. 107 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


J’reing von 20 Jahren, in Magazin- und Bureauarbeiten 
bewandert, sucht passende Stelle in einem Konsumverein. 
Offerten unter Chiftre E. T. 101 an den 
Konsumvereine in Basel. 


Verband schweiz. 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 
Ordentl. Frühjahrskonferenz 


des Kreises Illa. 


Sonntag, den 5. Mai 1918, vormittags 10' » Uhr 
im Hotel Volkshaus, Zeughausgasse, Bern. 


Tagesordnung: 

l. Appell. 

2. Protokoll. 

3. Jahresbericht des Kreispräsidenten. 

4. Bericht des Kreiskassiers und der Revisoren. 

5. Festsetzung des Jahresbeitrages pro 1918. 

6. Wahl des Kreisvorstandes für die nächsten zwei 
Jahre. 

7. Wahl der Revisoren pro 1918. 

8. Jahresbericht und Rechnung des V.S.K. pro 1917. 
(Referent: Herr Dr. ©. Schär.) 

9. Traktanden der Deiegiertenversammlung V.S,K. 
in Genf. (Referent: Herr Dr. O: Schär,) 


10. Bestimmung des Ortes der nächsten Kreis- 
konferenz. 

11. Allfälliges. 
Angesichts ‘der ausserordentlich schwierigen 


Zeiten ersuchen wir um recht zahlreiche Beteiligung. 
Bern, den 7. April 1918. 


Im Namen des Kreisvorstandes, 


Der Präsident: 
Fr. Tschamper, 


Der Sekretär: 
Weibel. 


©:© 


o— 


© 
© 
© 


hal in jeder sparsamen 
küche einen Ehrenplab 
undsollte daher in keiner 
Naushaltung fehlen. 
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Wirtschaftsiragen im Landesparlament. 


x So sehr infolge der häufigen Wiederholung 
die Behandlung der sogenannten Neutralitätsberichte 
— der zehnte sieht seinem baldigen Erscheinen ent- 
gegen — im Landesparlament zu einer Gewohnheits- 
sache geworden ist, darf doch nicht behauptet werden, 
dass sie überflüssig wäre, denn sie schafft Gelegen- 
heit, einerseits den Nöten der Bevölkerung Ausdruck 
zu geben und deren Linderung zu wünschen, anderer- 
seits aber die Massnahmen der Behörden zu erläutern 
und die gebietenden Verhältnisse zu beleuchten. 
Könnte mancher Lust verspüren, eine lange Neu- 
tralitätsdebatte mit dem Ausrufe «Diem perdidi!» zu 
bewerten, so wird er es doch unterlassen müssen, 
wenn er sich sagen muss, dass der Misstimmung im 
Volke wieder einmal. ein Ventil geöffnet werden 
konnte. Auch die ausgedehnten Verhandlungen in 
der am 27. März abgebrochenen Märzsession des 
Nationalrates dürfen nicht als verlorene Tage be- 
zeichnet werden, weil sie zu einer gewissen Ent- 
spannung beigetragen haben. Auch diesmal drehten 
sich die Erörterungen um die bekannten Punkte: 
Versorgungsinstanzen, Preisirage, Ausfuhrangelegen- 
heit, Produktionsvermehrung. 


Inbezug auf den ersten Punkt, also der Ver- 
sorgungsinstanzen, lagen seit der Dezembersession 
Postulate von den Herren Grimm und Kurer vor, die 
sinngemäss übereinstimmten. Grimm forderte ein 
eidgenössisches Verpflegungsamt zum Zwecke, even- 
tuell in Verbindung mit einem aus Vertretern aller 
Erwerbsschichten zusammengesetzten Beirat die der 
Lebensmittelversorgung dienenden Massnahmen des 
Bundes nach Möglichkeit zusammenzufassen und zu 
vereinheitlichen. Kurer verlangte für das von ihm 
gewünschte schweizerische Ernährungsamt, es seien 
diesem die bestehenden und die nötig werdenden 
Departementsabteilungen für die Beschaffung von 
Nahrungsmitteln an die Zivilbevölkerung und für 
Produktionsförderung anzugliedern; zur Leitung und 
Kontrolle seien die einschlägigen Wirtschaftskreise 
beizuziehen; Zentralstelle und Unterabteilungen 
müssten einem einzigen Departement unterstellt 
werden. 

Die Losung beider Postulate hiess also: Be- 
seitigung der Zersplitterung und Herbeiführung einer 
Vereinheitlichung. Dabei wollte das Postulat Grimm 
nicht nur auf die Nahrungsmittel, sondern auch auf 
die weiteren Zweige des Versorgungswesens, wie 
z. B. des Brennmaterials greifen. Natürlich wurden 
bei diesen Postulaten alle möglichen Einzelfragen der 


des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) betrug im Monat 


Der Insatz: 


März 1918 Franken 9,481,300. 33. 


Die Zunahme gegenüber dem Monat 
März 1917 beträgt demnach Franken 1,578,848.30 oder 19,98). 
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Volksernährung und der Versorgung überhaupt be- 
rührt oder doch gestreift. Einige der wichtigsten 
werden wir nachher in Würdigung ziehen. 

Den Postulaten auf Vereinheitlichung des Ver- 
sorgungswesens sprach Herr Bundesrat Schulthess 
gute Absichten zu; der Bundesrat sei bereit, die 
Postulate entgegenzunehmen und deren Wünsche im 
Rahmen des Möglichen zu berücksichtigen. Ein 
ausserhalb der Departemente stehendes Lebensmittel- 
amt sei indessen unmöglich, denn der Bundesrat 
müsse die Verantwortung tragen. Die gegenwärtig 
von verschiedenen Departementen zu leistenden Ver- 
sorgungsarbeiten seien aus den praktischen Bedürf- 
nissen herausgewachsen und liessen sich ohne 
Schwierigkeiten nicht in eine Hand legen. All- 
wöchentlich finden Konferenzen der in Betracht 
fallenden Abteilungsvorsteher zu dem Zwecke statt, 
die erforderliche Einheitlichkeit zu erzielen. 

In die Debatte griff auch Dr. O. Schär ein. Auf 
Grund seiner Erfahrungen als Mitglied der Ver- 
waltungskommission des V.S.K. glaubte er auf die 
Dringlichkeit einiger Aenderungen in der schweize- 
rischen Versorgungswirtschaft hinweisen zu sollen. 
Nachdem die bezüglichen Aufgaben immer grösser 
geworden seien, sollte man zur Vereinheitlichung 
schreiten. Die jetzige Dreispurigkeit sei vom Uebel. 
Das Militärdepartement war ja bestrebt, gute Arbeit 
zu leisten, aber im Grunde genommen sei diese Amts- 
stelle doch für etwas anderes da als für Ernährungs- 
aufgaben für die Zivilbevölkerung. Bei einer all- 
fälligen kriegerischen Verwicklung müssten sich 
daraus die nachteiligsten Folgen ergeben. Tatsache 
sei, dass einander widersprechende Massnahmen ge- 
troffen wurden. Im Neutralitätsbericht der ver- 
schiedenen Departemente stosse man auf geradezu 
auffallende Widersprüche. Die Inkohärenz werde 
noch schlimmer, wenn beispielsweise das Militär- 
departement den Zusatz von Kartoffelmehl zur Brot- 
bereitung empfehle, das Volkswirtschaftsdepartement 
ihn dagegen verbiete. Das seien Misstände, die nicht 
länger fortbestehen sollten. Die Zersplitterung pflanze 
sich fort durch die fünfundzwanzig Kantone, so dass 
man den Eindruck gewinnen müsse, wir seien hinter 
1848 zurückgegangen. Die Brotversorgung klappe, 
weil sie eidgenössisch geregelt ist. Warum zieht man 
nicht die Konsequenzen? Die Zuckerversorgung sei 
inbezug auf das Quantum von Kanton zu Kanton ver- 
schieden, wobei das flache Land vorteilhafter weg- 
komme als die Stadt. Durch die Aufteilung der 
Schweiz in fünfundzwanzig Wirtschaftsgebiete seien 
die Kantone verkehrterweise selbständige Wirt- 
schaftskörper geworden, was sich durch schädliche 
Ausfuhrverbote fühlbar mache. Die Zersplitterung 
der Verteilung durch verschiedene Departemente des 
Bundes, durch Kantone und Gemeinden habe auch 
eine zersplitterte, kostspielige Kontrolle zur Folge. 
Man dürfe wünschen, dass es zu einer Aenderung 
kommen werde. 

Dieser Wunsch Dr. Schärs scheint sich nun aber 
nicht erfüllen zu wollen; das Postulat Grimm (Kurer 
hatte das seinige vor der Abstimmung zurückgezogen) 
wurde mit 43 gegen 32 Stimmen abgelehnt. 

Nicht ohne Interesse ist eine Feststellung, die 
Herr Kurer machte. Bekanntlich wurde und wird 
fortgesetzt behauptet, dass die Warenabteilung des 
Volkswirtschaftsdepartements namentlich hinsichtlich 
der Einfuhr ein sachkundiges und zweckdienliches 
Verfahren vermissen lasse. Da ein Mitglied der Ver- 
waltungskommission des V.S.K. der genannten Ein- 
richtung vorsteht, haben die konsumgegnerischen 
Grossisten besonders gerne die bezügliche Legende 
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verbreitet. Nun erklärte Herr Kurer, er habe sich seit 
seiner Tätigkeit im eidgenössischen Fettamt davon 
überzeugen können, dass die Warenabteilung des 
Volkswirtschaftsdepartements in jeder Beziehung, 
also auch im Einfuhrwesen, nach guten kauf- 
männischen Regeln geführt werde. 

Die Preisirage fand am bestimmtesten Ausdruck 
bei der Milchpreisangelegenheit, die durch ein 
Postulat des Sozialisten Naine aufs Tapet gebracht 
wurde. Der Postulant verlangte die Verhinderung 
jeder Milchpreiserhöhung, da keine Gründe vorliegen, 
die eine Preissteigerung rechtfertigen könnten. Wäre 
es bei dieser radikalen Forderung geblieben, so hätte 
der Nationalrat sie jedenfalls mit erdrückender Mehr- 
heit abgelehnt. Die Sozialdemokraten wollten es aber 
nicht allein auf eine Demonstration ankommen lassen, 
denn sie. liessen durch ihre Fraktionsmitglieder Frei 
und Affolter ein Postulat stellen, das die allfällige 
Milchpreiserhöhung auf den Bund abwälzen will. Um 
dieses Postulat hat sich dann die Debatte in der 
Hauptsache gedreht. Da die Geldirage dabei keine 
unbedeutende Rolle spielt, wurde viel darüber ge- 
sprochen, wie der Bund die ihm aus einer Uebernahme 
des erhöhten Milchpreises erwachsenden Ausgaben 
wieder einbringen könnte. Ein Rappen Erhöhung 
des Milchpreises erfordert für den ganzen Landes- 
verbrauch fünf Millionen Franken. Bei sechs bis 
acht Rappen wären also 30-40 Millionen Franken 
aufzuwenden. Bundesrat Schulthess liess erkennen, 
dass er persönlich damit einverstanden ist, wenn die 
Milchpreiserhöhung wenigstens teilweise durch die 
Bundeskasse getragen wird. Von einer Preis- 
abstufung für Unbemittelte, Zahlungsfähige und 
Reiche wollte man meistens nichts wissen. Gewiss 
ist, dass für die Bevölkerung mit kleinem Einkommen 
der Milchpreis keine Erhöhung erfährt. Die Frage, 
ob zur Deckung der dem Bund erwachsenden Aus- 
gaben eine spezielle «Milchkriegssteuer» zu erheben 
sei, die etwa den dritten oder vierten Teil der eigent- 
lichen Kriegssteuer umspannen müsste, fand wenig 
Anklang. Eher scheint Geneigtheit vorhanden zu 
sein, einen entsprechenden Aufschlag auf die zt 
wiederholende Kriegssteuer zu machen. Bei der 
ganzen Erörterung zeigte sich der heute verschärfte 
Gegensatz zwischen Stadt und Land, wobei das Be- 
dauerliche ist, dass die Allgemeinheit davon den 
Schaden hat. Denn in unserer Zeit des sehr er- 
schwerten Weltverkehrs sollte alles vermieden 
werden, was der Produktion im eigenen Lande Ab- 
bruch tun kann. Das Entgegenkommen des Bundes- 
rates, der das von mehreren bürgerlichen Vertretern 
unterstützte Postulat Frei-Affolter akzeptierte, bringt 
vielleicht nicht nur das Gute, dass eine abermalige 
sehr empfindliche Milchpreiserhöhung an den Kon- 
sumenten vorübergeht, sondern dass sich infolge- 
dessen auch die sehr gereizte Stimmung etwas 
mildert, die in den werktätigsten Kreisen des Landes 
— Arbeiter, Angestellte etc. auf der einen, Bauern 
auf der andern Seite — gegenwärtig stärker als je 
zuvor vorhanden ist. Leider hat sich seit der Ab- 
fassung dieser Betrachtung eine Wendung vollzogen, 
die in weiten Kreisen des Volkes eine förmliche Be- 
unruhigung erzeugen musste. Die Mehrheit des 
Bundesrates lehnte nämlich die Uebernahme der 
Milchpreiserhöhung zu Lasten des Bundes ab. Gegen 
diesen Beschluss erhob sich von verschiedenen 
Seiten so entschiedener Widerspruch, dass man er- 
warten darf, der Bundesrat werde den Beschluss in 
Wiedererwägung ziehen und zu einem Entscheide 
gelangen, der mit dem Beschlusse des Nationalrates 
und mit den Wünschen grosser Bevölkerungskreise 
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in Einklang kommt. Ueber die neue Situation wird 
an anderer Stelle Mitteilung gemacht. 

Hier ist noch ein Punkt zu erwähnen, der in der 
Diskussion über die Milchpreiserhöhung hervor- 
gehoben wurde. Der Bauernvertreter Eigenmann 
hat gesagt, dass auch die Erweiterung der Ver- 
schleisspanne an der Milchverteuerung Anteil habe. 
Die Konsumenten seien eben zu bequem, die Milch 
an einer Abgabestelle abzuholen, wo sie billiger ab- 
gegeben werden könne als bei der Lieferung ins Haus. 
Als ihm dann entgegengehalten wurde, der nordwest- 
schweizerische Milchverband habe dem Allgemeinen 
Consumverein in Basel die billigere Abgabe in den 
Läden (beim Abholen ist der Preis um 1 Cts. per 
Liter niedriger) untersagen wollen, erklärte Herr 
Eigenmann, dass er ein solches Verhalten entschieden 
verurteilen müsste, wenn es auf Wahrheit beruhen 
sollte. Erheben die Funktionäre des nordwest- 
schweizerischen Milchverbandes ihre bezügliche For- 
derung bei den Abmachungen für den Milchpreis 
neuerdings, so können sich die Konsumenten auf die 
Aeusserung des Bauernvertreters Eigenmann berufen. 

Das Verlangen auf Beschränkung der Ausfuhr 
von Lebensmitteln verstummt nie. Der Volksmund 
erhebt es, die Presse leiht ihm ihre Unterstützung und 
auch in den Räten findet es seine Befürworter. Man 
glaubt also vielerorts an seine volle Berechtigung, 
allein hier handelt es sich um eine jener Fragen, über 
die wir nicht mächtig sind. Der Bundesrat könnte 
allerdings die Ausfuhrverbote verstärken und er- 
weitern, aber damit dem eigenen Lande wahrschein- 
lich eher schaden als nützen. Die Gefühlspolitik 
hatte, soweit Wirtschaftsfragen in Betracht kamen, 
schon vor dem Kriege wenig Geltung, geschweige 
denn ietzt, wo die Faktoren der Gewalt die mass- 
gebenden Worte sprechen. (Gerade vor der März- 
session mahnte die Presse zum Aufsehen, weil das 
Milchprodukt Kasein in grossen Mengen ausgeführt 
werde, trotzdem die Schweiz an Milch- und Käse- 
mangel leide. Die bezüglichen Angaben waren stark 
übertrieben, wie es nun auch inbezug auf die Käse- 
ausfuhr zu einer starken Reduktion der Ausfuhr ge- 
kommen ist. Sie ging von 3600 Wagen auf 537 Wagen 
herunter. Der Sprecher des Bundesrates erklärte, 
dass wir am liebsten keine Milchprodukte ausführen 
würden, aber wir seien dazu eben gezwungen durch 
die Wirtschaftsabkommen, bei denen die andern auch 
ihre Bedingungen stellen. Man suche uns vom Aus- 
lande her Fesseln anzulegen, die immer drückender 
werden. Die Schweiz sei zu vergleichen mit einem 
Amboss. auf den von beiden Seiten losgehämmert 
werde. Immer wieder höre man von einer Seite die 
Behauptung, dass die Schweiz nur deswegen so viele 
Lebensmittel benötige, weil eine grosse Ausfuhr nach 
Deutschland erfolge. Gewisse Schreibereien in 
schweizerischen Blättern bestärken diese Auffassung 
und schaden dem Lande. Ein amerikanischer Arzt 
habe darüber Untersuchungen angestellt und sei dabei 
zu dem richtigen Resultat gelangt (eine Nachprüfung, 
die das schweizerische Volkswirtschaftsdepartement 
anstellte, ergab die Richtigkeit), dass die Schweiz 
vor dem Kriege viel mehr an Kalorien (Ernährungs- 
einheiten) einführen konnte, als seither. Ein grosser 
Warenmangel sei eingetreten, auch bestehen die 
Transportkrisen in verstärktem Masse fort, und es 
bedürfe des guten Willens in allen Kreisen des 


Schweizervolkes, wenn wir die unheimlichen Schwie- 
rigkeiten meistern wollen. Wer sich die Mühe nimmt, 
über die Verhältnisse, in denen die Schweiz steckt, 
sachliche Erwägungen anzustellen, der wird sich 
hüten, in das landläufige Gerede einzustimmen, nach 


dem die meiste Schuld auf die Ungeschicklichkeit 
oder auf den bösen Willen gewisser Kreise oder sogar 
einzelner Menschen fällt. - 

Wie kompliziert und schwer heute alles ge- 
worden ist, kann sehr deutlich eine Anregung illu- 
strieren, die der Genfer Rochaix im Nationalrate 
gemacht hat, indem er in einem Postulate den 
Bundesrat ersuchte, zu prüfen, ob nicht mit Be- 
willigung der in Frage kommenden Regierung in 
einer nicht allzusehr entiernten Kolonie (er meinte 
Marokko) der Anbau von Brotgetreide und ge- 
gebenenfalls von andern notwendigen Erzeugnissen 
anzuordnen sei, um den Ertrag ganz oder teilweise 
für die schweizerische Landesversorgung bereit- 
zustellen. 

Man sieht, dass die Dinge furchtbar kompliziert 
geworden sind und nur noch wirkliche Taten im- 
stande sein können, mildernd zu wirken, denn eine 
Beseitigung der harten Umstände ist so unmöglich, 
wie das Füllen des Danaidenfasses eine hoffnungslose 
Arbeit war. 


Warum? 


Unter diesem Titel finden wir in Nummer 12 der 
«Schweizerischen Spezereihändler-Zeitung» den fol- 
genden Artikel: 


In letzter Zeit gehen aus Detaillistenkreisen beständig 
schriftliche und mündliche Anfragen ein, die sich namentlich in 
den’ folgenden drei Hauptrichtungen bewegen: 

1. Warum konnten die Konsumvereine schon anfangs März 
für Hafer, Gerste und Mais Rationsmarken einlösen, während 
die privaten Detailgeschäfte heute noch auf diese Ware 
warten? 

2. Weshalb sind die Konsumvereine in der Lage, jeder Nach- 
frage nach Fett gegen Karten zu entsprechen, während beim 
Detaillisten vielfach Mangel an Ware herrscht? 

3. Aus welchen Gründen erfreuen sich die Konsumvereine der 
besondern Gunst der Grossisten? 

Auf Frage I ist zu sagen, dass die Konsumvereine die 
Waren eben direkt und nicht durch die Grossisten erhalten. Zu 
Anfang des Monats, d.h. in der ersten Hälfte, sind die Grossisten 
mit der Verteilung der Monopolwaren beschäftigt, was offenbar 
Veranlassung gab, die andere Arbeit auf die gelegenere Zeit zu 
versparen. 

Zu Frage 2. Die Sache ist hier sehr einfach. Die Konsum- 
vereine haben vor der Rationierung Ware zurückbehalten, wäh- 
rend der Detaillist die Kundschaft bediente. Im ferneren sei 
daran erinnert, dass die Zentralstelle der Konsumvereine (rossist 
ist und genau nach denselben Grundsätzen arbeitet wie das 
Privat-Grossgeschäft. Die ganze Anlage der heutigen Kriegs- 
wirtschaft sichert dieser Institution ohne weiteres eine Vorzugs- 
stellung. 

Der Verband schweiz. Konsumvereine kennt den Umsatz 
und die Bedürfnisse jeder einzelnen angeschlossenen Konsu- 
mentenorganisation. Von einer Zentralstelle aus geht die Ver- 
teilung rasch und praktisch vor sich, während die Detaillisten 
auf die ihnen mehr oder minder gut gesinnten Grossisten und 
auf die mehr oder weniger praktischen Verteilungsorganisationen 
der Kantone angewiesen sind. Die raschere Verteilung an die 
Konsumvereine zeigt uns, dass das allzu starke Zurückhalten im 
Ausbau der Organisation des Grosseinkaufs der schweizerischen 
Detaillistenschaft sich heute in der Kriegswirtschaft rächt. Die 
Konsequenzen aus dieser Erkenntnis werden für die Zukunft 
gezogen werden müssen! 

Frage 3. Hier kann eine Antwort nicht gegeben werden, 
indem wir für diese Erscheinung eine moralische Grundlage 
nicht leicht finden können. 

Diese Tatsache, soweit dieselbe in Wirklichkeit bestehen 
mag, erinnert uns an eine seinerzeit unglaublich erschienene 
Behauptung, die Politik Bismarcks und diejenige der Sozial- 
demokraten verfolge den nämlichen Endzweck. Der Endzweck 
der Bestrebungen der Sozialdemokratie ist die Vernichtung des 
Mittelstandes. L. 


Die Beantwortung obiger Fragen im offiziellen 
Organ des Verbandes schweizerischer Spezerei- 
händler ist für uns sehr wertvoll, denn sie be- 
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stätigt mit einer anerkennenswerten Offenheit die 
Ueberlegenheit der genossenschaftlichen gegenüber 
der privaten Wirtschaft. Während der Privathandel 
im unsicheren Erdreich der wirtschaftlichen Anar- 
chie eingebaut ist, wurzelt die Genossenschaft auf 
der sicher organisierten und wohlgefügten Bedaris- 
wirtschaft, die übersichtlich und einfach ist und daher 
einen wirtschaftlichen und technischen Fortschritt 
bedeutet. 

Die Antwort zu Frage 2 ist insofern nicht ganz 
richtig, als die Konsumvereine nicht, wie Herr L. 
meint, einfach Ware vor der Rationierung zurück- 
behielten, «während der Detaillist die Kundschaft be- 
diente». Die Sache liegt einfach so: die Konsum- 
vereine haben in ihrer Mehrzahl schon vor der am t- 
lichen Rationierung freiwillig eingeteilt, jedem 
Mitglied das Seine möglichst gerecht zugewiesen, 
während der Detaillist seiner Profitlust fröhnte und 
den zahlkräftigsten Kunden so viel zuschob, als seine 
Vorräte erlaubten, die dann beim Eintritt der amt- 
lichen Rationierung öfter auf den Nullpunkt zu- 
sammengeschmolzen waren. 

Auf Frage 3 können wir Antwort geben, ohne 
eine moralische Grundlage suchen zu müssen. Wenn 
Grossisten mit Vorliebe mit den Konsumvereinen ver- 
kehren, so liegt die Ursache wieder an der genossen- 
schaftlichen Organisation, am wirtschaft- 
lichen Vorteil und Fortschritt. 

Für den Grossisten ist es nicht einerlei, um nur 
einen Vorteil zu nennen, ob er als Lieferant von 
400 Konsumvereinen mit einer Zentralstelle, die 
als zahlungskräftig und kaufmännisch zuvorkommend 
bekannt ist, verkehren kann, oder ob er sich mit 
400 kleinen und kleinsten Händlern, deren Finanzkraft 
z. T. mehr als fragwürdig erscheint, herumschlagen 
muss! 

Wenn zum Schlusse Herr L. glaubt, nach be- 
kanntem Muster die Konsumvereine mit der sozial- 
demokratischen Partei identifizieren zu können, und 
in diesem Zusammenhang erklärt, der Endzweck der 
Konsumvereine sei die Vernichtung des 
Mittelstandes, so müssen wir eben wieder, wie 
schon hundertmal, dieser Ansicht widersprechen. Ab- 
gesehen davon, dass Händler und Mittelstand nicht 
identische Begriffe sind, beabsichtigen die Konsum- 
genossenschaften keineswegs, dem Mittelstand an 
sich irgendwie zu nahe zu treten, im (Gegenteil. 
Unsere Bewegung fördert die Entwicklung der Bil- 
dung einer neuen soliden Mittelstandsgruppe; was 
sie aber bekämpft, ist nicht der Mittelstand, sondern 
wirtschaftiicee Auswüchse gewisser kleiner 
Gruppen des Mittelstandes. 


Sa 


Kriegssteuerstreit im Kanton Bern. 


Seit dem Herbst 1916 liegen die Konsumvereine 
des Kantons Bern mit den Steuerbehörden im Streit, 
wegen der Veranlagung zur eidgenössischen Kriegs- 
steuer. Bei der Einschätzung zur Kriegssteuer 
gingen die Vereine in gleicher Weise vor wie bei der 
Veranlagung der allgemeinen Steuerleistung für 
Staat und Gemeinde. Der kantonale Kriegssteuer- 
kommissär war jedoch anderer Ansicht, indem er 
glaubte, die eidgenössischen Bestimmungen nach 
seinem Gutdünken interpretieren zu können. 

Zur Orientierung der Verbandsvereine wurden 
in den Nummern 190 und 199 des Warenberichts des 
V.S.K. vom Jahre 1916 zur Kriegssteuereinschätzung 
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allgemeine Richtlinien gezeichnet. Dabei wurde 
namentlich auch erwähnt, dass der Abzug der 
bezahlten kantonalen und kommuna- 
len Steuern allgemein zulässig sei. Die ber- 
nischen Konsumvereine taxierten daraufhin ihre 
Kriegssteuerleistungen in dieser Weise, Kaum hatten 
jedoch einige ihre Taxationen eingereicht, als die- 
selben von den betreffenden Steuerkommissionen 
zurückgewiesen wurden mit der Aufforderung, die 
geleisteten Steuerbeträge ebenfalls zur Berechnung 
einzusetzen. 

Die also betroffenen Vereine wandten sich dar- 
aufhin an den Kreisvorstand um Intervention. Nach- 
dem alle in Betracht fallenden Verhältnisse unter- 
sucht waren, gelangte der Kreisvorstand in einem 
wohlbegründeten Schreiben an die kantonale Kriegs- 
steuerverwaltung mit der Anfrage, ob wirklich eine 
entsprechende Anweisung an die kommunalen Steuer- 
behörden erlassen worden sei. 

Daraufhin ging folgende Antwort ein: 

«Es ist durchaus richtig, dass wir einzelne 
Konsumvereine, die die Staats- und Gemeinde- 
steuern nicht von sich aus zum steuerbaren 
Reinertrag gerechnet haben, aufforderten, uns 
bezügliche Angaben zu machen. Es handelt sich 
dabei nicht um eine Anpassung der Kriegs- 
steuergesetzgebung an die kantonale Steuer- 
gesetzgebung, sondern um die Anwendung von 
allgemeinen Steuergrundsätzen. 

«Es steht den Konsumgenossenschaften 
natürlich frei, vom Einsprache- und Rekursrecht 
Gebrauch zu machen, sobald die bezüglichen Er- 
öffnungen der Taxationen stattgefunden haben. 
Die Einsprachen werden von der kantonalen 
Kriegssteuerverwaltung und die Rekurse von 
der kantonalen Rekurskommission beurteilt. Ein- 
zureichen sind sowohl Einsprachen und Rekurse 
bei der kantonalen Kriegssteuerverwaltung 
($$ 42 und 49 der kantonalen Verordnung vom 
23. Mai 1916).» 

Mit Zirkular vom 27. September 1916 unter- 
richtete der Kreisvorstand die Vereine über den 
Sachverhalt und erteilte Weisung, dass gegen die 
Taxation der geleisteten Steuern Einsprache an die 
Regierungsstatthalterämter zu erheben sei, auch 
dann, wenn der bestrittene Betrag geringfügig sei. 

Die Kreisleitung stützte sich bei ihren Er- 
wägungen hauptsächlich auf die Weisung der eid- 
genössischen Kriegssteuerverwaltung an die Steuer- 
behörden des Kantons Thurgau, und gelangte unter 
Erwähnung dieser Tatsache noch einmal an die kan- 
tonal-bernische Kriegssteuerverwaltung, jedoch ohne 
Erfolg. Diese Amtsstelle liess sich in ihrer Antwort 
folgendermassen leiten: 

«Gerade die Tatsache, dass auch die Kriegs- 
steuerverwaltung des Kantons Thurgau die 
Frage prüfte, ob die Steuern abzugsberechtigte 
Gewinnungskosten seien oder nicht, beweist, 
dass die Frage nicht ohne weiteres klar ist. Die 
eidgenössische Kriegssteuerverwaltung hat aber 
keine Kompetenz, diese Frage endgültig zu ent- 
scheiden, sondern sie kann lediglich ihre Auf- 
fassung dartun. Kompetent zum Entscheid der 
Frage sind einzig die Rekursbehörden. 

Wir gedenken nun so vorzugehen, dass wir 
in einem Falle einen Rekurs provozieren und, ie 
nachdem der Entscheid ausfällt, die übrigen Ein- 
schätzungen vornehmen.» 

Nach dem Stand der Dinge hatten die Vereine die 
Pflicht, sofort nachzusehen, ob ihnen die fraglichen 
Steuerbeträge als Gewinnungskosten abgezogen wur- 
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den oder nicht. Im letztern Falle hatten sie Ein- 
sprache einzureichen und als Begründung die 
Weisung der eidg. Kriegssteuerverwaltung anzurufen. 

Wie nicht anders zu erwarten war, kamen eine 
ganze Anzahl Vereine in den Fall, Einsprache zu er- 
heben, welche dann in der Folge alle glatt abgewiesen 
wurden, gestützt auf die oben verzeichnete Begrün- 
dung der kantonalen Kriegssteuerverwaltung. Die 
ganze Angelegenheit schien gewissermassen in eine 
Zwängerei der kantonalen Steuerorgane ausarten zu 
wollen, weshalb der Kreisvorstand nach eingehender 
Beratung und genauen Informationen beschloss, diese 
Steuerstreitsache bis vor die oberste Instanz zu 
ziehen. 

Es lag nun klar zutage, dass die kantonale 
Kriegssteuerverwaltung nicht nachgeben und, wie 
bereits in Aussicht gestellt, in einem speziellen Falle 
einen Rekurs provozieren werde. Wir steuerten also 
beiderseits auf das gleiche Ziel los. Der Kreisvorstand 
beauftragte daher im Februar 1917 Herrn Fürsprecher 
Bommeli in Bern, für die Konsumgenossenschaft Bern 
eine Rekursschrift abzufassen und der kantonalen 
Rekurskommission einzureichen. Zu gleicher Zeit 
wurden die Konsumvereine des Kreises Ill a und auch 
diejenigen bernisch-iurassischen Vereine, welche dem 
Kreis II angehörten, per Zirkular aufgefordert, ihrer- 
seits ebenfalls Rekurs einzureichen und sich in dessen 
Begründung auf die Argumente des für die Konsum- 
genossenschaft Bern eingereichten Rekurses zu be- 
rufen. 

Mit Entscheid vom 18. Juli 1917 wies die kanto- 
nale Rekurskommission sämtliche Rekurse der Kon- 
sumvereine ab, indem sie die gleichen Motive zur 
Begründung anführte, wie die kantonale Kriegs- 
steuerverwaltung. Wir hatten zum vorneherein keine 
grossen Hoffnungen auf den Entscheid dieser Behörde 
gesetzt; die Instanz musste jedoch eben durchlaufen 
werden, um schliesslich an die eidgenössischen Be- 
hörden gelangen zu können. 

In nützlicher Frist wurden sodann im Auftrage 
des Kreisvorstandes von Herrn Fürsprecher Bommeli 
eine wohlbegründete Rekursschrift der eidg. Kriegs- 
steuer-Rekurskommission eingereicht. Es musste sich 
nun zeigen, ob die eidgenössischen Instanzen ihre im 
Jahre 1916 aufgestellten Grundsätze für die Kriegs- 
steuerveranlagung noch jetzt und für das ganze Ge- 
biet der Eidgenossenschaft hochhalte, oder ob seither 
eine andere Richtung eingeschlagen worden sei. 

Die Antwort liess ordentlich lange auf sich 
warten, weshalb da und dort ungeduldige Köpfe 
daraus den Schluss zogen, dass es mit der ganzen 
Angelegenheit wohl nicht zum besten bestellt sei. 
Doch «numme nid gschprängt», denn «gut Ding will 
Weile haben». In der Sitzung vom 1. März 1918 
behandelte die eidgenössische Kriegssteuer-Rekurs- 
kommission unsere Reklamationen und würdigte 
unsere Anbringen in folgenden Beschlüssen: 


Rekurs No. 161. 

Eidgenössische Kriegssteuer-Rekurskommission. 
Auszug aus dem Protokoll der Sitzung vom 
1. März 1918. 

Die eidgenössische Kriegssteuer-Rekurs- 
kommission verfügt in Sachen: Konsum- 
genossenschaft Bern in Bern gegen 
einen Entscheid der Kriegssteuer-Rekurskom- 
mission des Kantons Bern vom 18. Juli 1917 
was folgt: 


Tatsachen; 


Die Rekurrentin will an ihrem steuerbaren 
Reinertrag (Art. 24 des Kriegssteuerbeschlusses) 


die im Jahre 1915 entrichteten Steuern abziehen. 
Die kantonalen Steuerbehörden haben dieses 
Begehren abgewiesen mit der Begründung, dass 
die Steuern nicht zu den Gewinnungskosten zu 
rechnen seien, die allein am Bruttoertrag eines 
Geschäftes zur Festsetzung des Reinertrages in 
Abzug gebracht werden dürfen. Der Kriegs- 
steuerbeschluss verbiete den. natürlichen Per- 
sonen ausdrücklich den Abzug der Steuern für 
die Berechnung des steuerbaren Erwerbs; es 
liege kein Grund vor, die Genossenschaften 
günstiger zu behandeln, und das vom Kriegs- 
steuerbeschluss ausgesprochene Verbot stimme 
auch mit den richtigen Grundsätzen des Berner 
Steuerrechts überein. Die eidg. Kriegssteuer- 
verwaltung empfiehlt die Begründeterklärung 
des Rekurses auf Grund des deutlichen Wort- 
lautes des Kriegssteuerbeschlusses. 


Erwägungen: 


Da der Kriegssteuerbeschluss für die 
natürlichen Personen andere Steuergrundsätze 
aufstellt, als für die juristischen Personen, so 
dürfen die für die eine Kategorie der Steuer- 
pflichtigen aufgestellten Sätze nicht ohne wei- 
teres auch für die andere Kategorie angewendet 
werden; sondern es ist zunächst jede Kategorie 
nach den für sie ausdrücklich ausgesprochenen 
Sätzen zu behandeln. 

Nun verordnet der Kriegssteuerbeschluss 
die Besteuerung der Genossenschaften nach 
deren Reinertrag, und die Auslegung dieses 
Wortes führt eher zur Auffassung der Rekur- 
rentin, als zur Auffassung der Berner Steuer- 
behörden; offenbar kann vom Reinertrag einer 
Genossenschaft nicht wohl gesprochen werden," 
bevor die im betreffenden Geschäftsiahr verfal- 
lenen Steuern als Last in Rechnung gezogen 
worden sind. Eine gegenteilige Auffassung hätte 
der Gesetzgeber aussprechen müssen. 

Er hat es für die Genossenschaften nicht 
getan; ebenso auch nicht für die Aktiengesell- 
schaften, wo allerdings, da sich die Höhe der 
Steuer nach der ausgewiesenen Dividende 
richtet, ohne weiteres der Abzug der auf dem 
Reinertrag entrichteten Steuern sich ergibt. 

Dass der Kriegssteuerbeschluss, wie manche 
andere Steuergesetze, für die natürlichen Per- 
sonen bei der Berechnung des steuerbaren Er- 
werbs die Abrechnung der bezahlten Steuern 
verbietet, hat seinen Grund wohl darin, dass 
zwar für den Erwerb aus geschäftlichen Be- 
trieben ein solcher Abzug in Betracht kommen 
könnte, nicht aber für den Erwerb aus einem 
Amte, einer Anstellung oder aus Pensionen und 
Leibrenten, wo man die Zahlung der Steuer 
naturgemäss nicht als einen Bestandteil der Ge- 
winnungskosten ansehen könnte. Hätte der Ge- 
setzgeber nun den Geschäftsleuten den Abzug 
der Steuer gestattet, den andern Steuerpflich- 
tigen aber ihn verboten, so hätte das zu einer 
wenigstens scheinbar ungleichen Behandlung 
geführt, die am einfachsten durch das gleich- 
mässige Verbot des Steuerbezuges für alle Er- 
werbssteuerpflichtigen beseitigt wurde. 

Es wird erkannt: 

Der Rekurs wird begründet erklärt: Der 
Entscheid der kantonalen Rekurskommission 
von Bern wird aufgehoben und die von der Re- 
kurrentin zu entrichtende Kriegssteuer fest- 
gesetzt wie folgt: 
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Rückvergütungen Fr. 252,700.— A 
Dim 
'  übriger Reinertrag Fr. 80,896.— ä 


= » 


Fr. 10,108.— 


6,471.70 
Steuer im Ganzen Fr. 16,579.70 


Die amtlichen Kosten und Auslagen, sowie 
eine Entscheidgebühr von Fr. 100. sind zu 
Lasten der Kriegssteuerverwaltung des Kantons 
Bern. 

Mitteilungen an die eidg. Steuerverwaltung, 
an die Kriegssteuerverwaltung des Kantons 
Bern, sowie an die Rekurrentin. 


Eidg. Kriegssteuer-Rekurskommission: 
Der Präsident: sig. PaulSpeiser. 
Der Sekretär: sig. Dr. Walter Geering. 


Damit hat wieder eine lehrreiche Kampagne 
einen für unsere Sache günstigen Abschluss ge- 
funden, und das wenig konsumgenossenschafts- 
freundliche Gebaren der bernischen Steuerbehörden 
zeigt sich hier neuerdings in grellstem Lichte. Ge- 
rade die Erfahrungen sollen die Konsumgenossen- 
schaften des Kantons Bern, sowie ihre Mitglieder 
und Freunde daran erinnern, dass es höchste Zeit 
ist, unseren Steuerbehörden andere Bestimmungen 
und Grundsätze beizubringen. 

Laut Beschluss des bernischen Grossen Rates 
soll die Volksabstimmung über den sog. Verständi- 
gungsentwurf eines bernischen Steuergesetzes im 
Monat Juli nächsthin vorgenommen werden. Es ist 
deshalb Pflicht der einzelnen Konsumvereine, sowohl 
in.ihrem eigenen Interesse, als auch im Interesse ihrer 
Mitglieder, rechtzeitig mit der Agitation für die An- 
nahme dieses Gesetzes zu beginnen, damit endlich 
einmal etwas gerechtere Steuerverhältnisse im Kan- 
ton Bern Platz greifen. Tsch. 
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Vom Miichpreisstreit. Am 4. April erschien vom 
schweiz. Volkswirtschaftsdepartement folgendes Mit- 
geteilt: «Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 
3. April verschiedene Beschlüsse in bezug auf die 
Milchversorgung des Landes gefasst. Er hat zu- 
nächst festgestellt, dass die Milchversorgung in Ver- 
bindung mit den Milchproduzentenverbänden vor- 
aussichtlich auf einer Basis von 32 Rappen das Kilo 
für die ins Sammellokal gelieferte Verbandsmilch ge- 
rechnet, durchgeführt werden kann. Die Verbände 
hatten ursprünglich einen Satz von 33 Rappen ver- 
langt. Ohne Zuschuss des Bundes und der Oeffent- 
lichkeit überhaupt käme unter solchen Umständen 
im Sommerhalbjahr der Liter Konsummilch mit Rück- 
sicht auf die vermehrten Transport- und Verschleiss- 
kosten in Genf auf 43, in Zürich auf 42 Rappen, in 


Städten wie Bern auf 41 und in den übrigen Bevölke- 


rungszentren auf zirka 40 Rappen zu stehen. 

Das Volkswirtschaftsdepartement schlug nun 
eine Anzahl Massregeln zur Verbilligung der Milch 
vor. Vor allem beantragte es, es solle der Bund einen 
Rappen Zuschuss pro Kilo für die Milch der Verbände 
übernehmen und eine kleine Zulage für solche Milch 
bezahlen, die aus anderen Verbandsgebieten geliefert 
werden muss, wie dies beispielsweise für Zürich und 
Basel der Fall ist. Ferner sollte der Bund die Fracht- 
kosten tragen, soweit sie einen Rappen per Kilo 
übersteigen. Endlich ist vorgesehen, dass noch ein 
Rappen Zuschuss pro Kilo an den Milchpreis der 
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Grosstädte vergütet würde, wo die Milch ohne eine 
solche Intervention auf mehr als 40 Rappen per Liter 
zu stehen käme. Die bezüglichen Leistungen des 
Bundes belaufen sich im Monat auf zirka Fr. 650,000 
und können zum Teil aus Bezügen des Bundes für 
Milcheinlieferungsgebühren in die Fabriken und aus 
ähnlichen Abgaben bezahlt werden. Der Bundesrat 
hat diese Anträge gutgeheissen, und es würde sich 
somit der Milchpreis auch in den Bevölkerungs- 
zentren wie Zürich, Basel, Bern nicht über 40 Rappen 
per Liter stellen. 

Im weitern ging das Volkswirtschaitsdeparte- 
ment entsprechend den Erklärungen, die durch 
dessen Vorsteher in den Räten gemacht worden 
sind, von der Ansicht aus, es sollte die Erhöhung des 
Milchpreises überhaupt vorbehaltlich des Aufschlags 
um einen Rappen, der auf die vermehrten Ver- 
schleisskosten entfällt, nicht vom Konsumenten ge- 
tragen werden. Das Departement schlug daher vor, 
der Bund solle in Verbindung mit den Kantonen die 
nötigen Zuschüsse machen, damit der Milchpreis für 
die Konsumenten, wo er bisher 33 Rappen betragen 
hat, in Zukunft 34 Rappen nicht übersteige, Ueber- 
dies hatte es dabei die Meinung, dass die Bevölke- 
rungskreise mit bescheidenem Einkommen (zurzeit 
600,000 bis 700,000 Personen), die gegenwärtig die 
Milch in der Regel zu 22 Rappen den Liter beziehen, 
auch in Zukunft keinen höheren Preis bezahlen 
sollten. Der Bundesrat ist der Auffassung des De- 
partements in letzterem Punkte, dass heisst in bezug 
auf die Abgabe billiger Milch für Personen mit be- 
scheidenem Einkommen, beigetreten. Dagegen hat 
er esabgelehnt, eine allgemeine Milch- 
verbilligung nach den Anträgen des Departe- 
ments durchzuführen. Der Milchpreis würde sich 
also vom 1. Mai an, vorausgesetzt dass das proiek- 
tierte Abkommen mit den Milchproduzentenver- 
bänden zustande kommt, an den wichtigsten Konsum- 
orten auf 40 Rappen per Liter stellen.» 

Dieser bedauerliche und unverständliche Be- 
schluss des Bundesrates löste im ganzen Land ener- 
gischen Widerspruch aus. 

Als Erste war die V.K. V.S.K. auf dem Plan. 
Die schweizerische Depeschenagentur berichtete am 
5. April: 

Basel. Die Verwaltungskommission des Ver- 
bandes schweizerischer Konsumvereine hat an den 
Bundesrat das dringliche Gesuch gerichtet, auf den 
Beschluss vom 4. April über den Preis der Konsum- 
milch zurückzukommen und den Milchpreis allgemein 
so festzusetzen, dass gegenüber dem jetzigen Preis 
keine Erhöhung stattfindet unter Uebernahme der 
Differenz zu Lasten des Bundes. 


Schweizerwoche 1918. Der Vorstand des Ver- 
bandes liess sich in seiner letzten Sitzung in Bern 
vom Zentralsekretariat über den Verlauf der ersten 
Schweizerwoche Bericht erstatten und beschloss, 
den vorgelegten Bericht in den drei Landessprachen 
zu veröffentlichen. Ebenso befasste er sich mit der 
Festlegung der Dauer der Zeit der Schweizerwoche 
1918. Dem in den meisten beim Zentralsekretariat 
eingelaufenen Berichten geäusserten Wunsche auf 
Verlängerung der Veranstaltung Rechnung tragend, 
wurde eine zweiwöchige Dauer der kommenden 
Schweizerwoche beschlossen und als Zeit der Ab- 
haltung 5.—20. Oktober 1918 bestimmt. 


Wollversorgung des Landes. (Mitgeteilt von der 
Abteilung für industrielle Kriegswirt- 


schaft des schweizerischen Volkswirtschaftsdepar- 
tements.) Um eine den Zwecken der Landesversor- 
gung dienende rationelle Verteilung sicherzustellen, 
hat das schweizerische Volkswirtschaftsdepartement 
mit Verfügung vom 8. April die Beschlagnahme der 
diesjährigen Schur von Schweizerwolle verfügt. Jeder 
Ankauf, Handels- und Tauschverkehr ist nur auf 
Grund einer Bewilligung der schweizerischen Woll- 
Zentrale in Bern gestattet. Gesuche um Erteilung 
einer solchen sind dieser Amtsstelle einzureichen 
unter Angabe der Jahresbezugsziffern für die Jahre 
1913 bis 1917. Beschlagnahmte Schweizerwolle darf 
nur an Personen verkauft werden, die sich als ein- 
kaufsberechtigt ausweisen. Alle Ankäufe sind auf 
Formularen der Wollzentrale anzumelden, und es ist 
darüber ordnungsgemäss Buch zu führen. 


Basel A.C.V. 
in seiner Sitzung vom 5. ds. eine Anzahl wichtiger Geschäfte. 
Zunächst erteilte Präsident E. Arnold das Wort Herrn Zentral- 


(F.-Korr.) Der Genossenschaftsrat erledigte 


verwalter Angst zu einem Protest gegen den Bundesrats- 
beschluss in der Frage des Milchpreises. Dieser Beschluss 
werde in der ganzen Schweiz unter der Bevölkerung eine grosse 
Erbitterung hervorrufen. Redner hält es für notwendig, dass 
die Konsumenten der ganzen Schweiz zusammenstehen und 
beim Bundesrat Protest einlegen gegen sein Vorgehen in der 
Milchpreisfrage. Wir müssen verlangen, dass der Bundesrat 
seinen Beschluss in Wiedererwägung zieht und beschliesst, es 
seien die Kosten der Milchpreiserhöhung vom Bunde, eventuell 
in Verbindung mit den Kantonen, zu tragen. Der Genossen- 
schaftsrat sollte die Verwaltungskommission ermächtigen, in 
diesem Sinne beim Bundesrat vorstellig zu werden. Ferner 
soll der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt ersucht werden, 
seinen Einfluss dagegen geltend zu machen, dass die in Aussicht 
genommene Milchpreiserhöhung auf die Konsumenten abgewälzt 
wird. Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. 

Ueber ‚Jahresbericht und Rechnung referiert Zentral- 
verwalter E. Angst, in der Hauptsache ausführend: Aus dem 
vorliegenden Bericht geht hervor, dass trotz Abnahme der Be- 
völkerung ein Mitgliederzuwachs von 1,57% zu verzeichnen ist. 
Der Umsatz zeigt eine Vermehrung von 10,8%. Diese Zunahme 
erscheint im Vergleich zur allgemeinen Preissteigerung nicht 
bedeutend, jedoch ist dabei auch in Betracht zu ziehen, dass das 
Einkommen der Mitglieder gegenüber dem Vorjahre nicht mehr 
als 10% höher sein dürfte. Dass die Umsatzzunahme normal 
ist, geht aus der Durchschnittskonsumation der Mitglieder hervor, 
die um zirka 11% (von Fr. 690.— auf Fr. 767.—) gestiegen ist. 
Dieser Umstand spricht gegen die im Berichtsjahre oft geäusserte 
Behautpung, es seien eine Menge Mitglieder ausgetreten und 
viele hätten die Bezüge beim A.C. V. eingestellt. Der Sprechende 
hatte im Laufe des Jahres mehrfach die Befürchtung aus- 
gesprochen, der Abschluss werde ein schlechtes Resultat auf- 
weisen. Diese Befürchtung war begründet bei dem damaligen 
niedrigen Kurse der ausländischen Valuta. Das Steigen des 
Markkurses hat jedoch bewirkt, dass eine Abschreibung am 
deutschen Gelde nicht nötig war, was einen Minderäusfall von 
Fr. 200,000.— zur Folge hatte. Einige andere Posten, wie der 
Wegfall der Kriegssteuer, Minderausgaben für Wehrmänner- 
unterstützungen, dann die Verminderung der eingeschriebenen 
Konsumation um. Fr. 500,000. trugen ebenfalls zur Ver- 
besserung des Resultates bei. Bezüglich der Geschäftsabschlüsse 
ist zu sagen, dass einzelne Abteilungen grössere Ueberschüsse 
ergaben, als im Vorjahre, so das Warengeschäft Fr. 164,531.34, 
Obstgeschäft Fr. 48,702.18, Bäckerei Fr. 20,806.97, Wein 
Fr. 67,999.—, Brennmaterialien Fr. 35,768.54, Mineralwasser 
Fr. 4540.64, Schuhwaren Fr. 50,420.84 und der Markenverkehr 
Fr. 2824.47”. Anderseits verzeichnet das Milchgeschäft einen 
Ausfall von Fr. 120,746.90; auch die Schlächterei mit einem 
Ueberschuss von Fr. 188,766.60 schneidet ungünstig ab, wenn 
man berücksichtigt, dass die eingeschriebene Konsumation über 
5 Millionen Franken beträgt. In der Bilanz steht das Waren- 
lager mit Fr. 4,615,412.72 gegen Fr. 3,539,940.47 im Vorjahre. 
Der Warenbestand ist nicht bedeutend grösser als Ende 1916, 
aber dessen Bewertung ist mit Sorgfalt geschehen und es ist 
darauf eine Abschreibung von 10% vorgenommen worden. 
Dabei ist zu beachten, dass wir im Auslande für über 500,000 Fr. 
Waren liegen haben, von denen wir nicht wissen, wieviel davon 
hereinkommt. Bei dem heutigen Stande der Lebensmittel- 
versorgung müssen wir überall im Auslande, wo etwas erhältlich 
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ist, Ware kaufen, um die Versorgung der Mitglieder zu ermög- 
lichen. Der Immobilienkonto hat durch Ankauf und Zuwachs 
den Betrag von Fr. 6,533,279,.— erreicht. Daran sind im Laufe 
der Jahre Fr. 1,420,000.— oder 21,7% abgeschrieben worden. 
Schliesslich ist mit Genugtuung zu konstatieren, dass der A.C.V. 
im Berichtsiahre Fortschritte zu verzeichnen hatte, dass er sich 
in aufsteigender Richtung bewegt, trotz aller Anfeindungen und 
trotz vielfacher Maulwurisarbeit, die das Gedeihen der Genossen- 
schaft zu untergraben suchte, 

Hierauf wird in die Detailberatung eingetreten. Waren-, 
Bier-, Wein-, Bäckerei-, Milch-, Schuh-, Brennmaterialien- und 
Haushaltungsartikelgeschäft passieren unbeanstandet. Beim 
Obstgeschäft wird reklamiert, dass der Preis von Blumenkohl 
auf dem Markt niedriger sei als in den Läden, was jedoch für 
den vorliegenden Bericht nicht in Betracht fällt. Der gleiche 
Redner, $. Stocker-Rietmann, bemerkt bei der Schlächterei, 
über das ungünstige Resultat müsse man sich nicht wundern, 
denn die Qualität des Fleisches sei derart, dass man kein 
rechtes Stück erhalte. Seit zwei Jahren beziehe er das Fleisch 
nicht mehr beim A.C.V. : 

Zentralverwalter Dr. Niederhauser erwidert, ein Mitglied 
des Genossenschaftsrates, das während zwei Jahren kein Fleisch 
bezieht, habe kein Recht, über die Qualität ein Urteil abzugeben. 
Im übrigen scheine der Vorredner keine Ahnung vom heutigen 
Stande der Fleischversorgung zu haben, Eine allgemeine Qua- 
litätsverminderung ist eingetreten und erstklassige Ware ist nur 
erhältlich, wenn die Höchstpreise überschritten werden, was von 
Privatmetzgern oft praktiziert wird, beim A.C. V. aber unmöglich 
ist. Heute stellt sich der Preis für geschlachtetes Rindfleisch 
auf Fr. 3.80; der Höchstpreis beträgt Fr. 4.05 per Kilo. Mit 
den 25 Cts. kommen wir kaum auf die Spesen. Wenn nicht 
andere Verhältnisse eintreten, , wird an die Abschaffung der 
Rückvergütung beim Fleischverkauf gedacht werden müssen. 

S. Stocker ist von der Auskunft nicht befriedigt. Er stellt 
den Antrag, die Verwaltungskommission sei zu beauftragen, die 
Frage zu prüfen, wie die Schlächterei auf eine gesunde Basis 
gestellt werden kann. | 

J. Lanz-Howald kann der Kritik des Vorredners die Be- 
rechtigung nicht ganz absprechen. Gegen die Metzger, welche 
die Höchstpreise überschreiten, sollte vorgegangen werden. — 
E. Wirz-Strub hat den Eindruck, Herr Stocker würde nicht 
reklamieren, wenn er jeweilen die besten Stücke Fleisch er- 
hielte. — H. Schaub-Birrer teilt mit, die Sache sei auch schon 
im Aufsichtsrat besprochen und die Verwaltungskommission 
beauftragt worden, für bessere Qualitäten zu sorgen. — 
M. Zgraggen sagt, man sollte vor allem für bessere Bedienung 
sorgen; es wird darüber geklagt, die Mitglieder erhalten bei der 
Hausspedition besseres Fleisch als im Laden. Warum wird 
für die Zustellung ins Haus kein Zuschlag erhoben? 

Zentralverwalter Dr. Niederhauser betont nochmals, jeder 
Kenner der Verhältnisse müsse zugeben, dass während der 
Kriegszeit ein starker Rückgang in der Qualität zu verzeichnen 
ist. Bezüglich Ueberschreitung der Höchstpreise haben die Er- 
hebungen ergeben, dass nicht die Bell A.G. dieses praktiziert; 
sie, wie der A.C.V. ist,ein grosses Geschäft und daher leicht 
kontrollierbar, während der kleine Metzger sich der Kontrolle 
entziehen kann. Es sind Schritte getan worden, damit dem 
Unfug gesteuert wird. Die Frage der Erhebung eines Zuschlages 
bei der Hausspedition soll geprüft werden. 

Bericht und Rechnung werden hierauf einstimmig genehmigt 
und der vorgeschlagenen Rückvergütung von 8% zugestimmt. 

Ersatzwahlen. Für den zurückgetretenen H. Gass-Meier 
wird in den Aufsichtsrat J. Schäfer, bisher Rechnungsrevisor, 
und als Ersatz für diesen E. Lanz-Link gewählt. 

Es folgt der Ratschlag betreffend die Erwerbung des Hof- 
gutes Hasenburg bei Soyhieres; Zentralverwalter Angst refe- 
riert. — Von den Erwägungen und Umständen,‘ welche die Ver- 
waltungskommission veranlasst haben, die Erwerbung von 
landwirtschaftlichen Gütern ins Auge zu fassen, sind namentlich 
hervorzuheben die wachsenden Schwierigkeiten in der Ver- 
sorgung mit Brennholz, in der Beschaffung von Futterartikeln 
für den Pferdebestand des A.C.V., in der Kindermilchproduk- 
tion; ferner die wiederholten Anregungen betr. Errichtung einer 
Schweinemästerei. Der A.C. V. will also kein Landgut erwerben, 
um damit ein Experiment zu machen, sondern weil das Gut den 
Zwecken der Genossenschaft dienstbar gemacht werden kann. 
Bei dem vorgeschlagenen Kauf handelt es sich um ein aus zwei 
Teilen bestehendes Landgut bei Soyhieres im Berner Jura. Der 
eine Teil, «Bois du Treuil» oder Hasenburg genannt, beginnt am 
Ende des Dorfes Soyhieres und zieht sich rechts der Birs ent- 
lang. Der andere Teil, «Les Orties» oder Nesselhof geheissen, 
liegt östlich der Hasenburg in der Höhe und wird von einem 
Bache begrenzt. Das Terrain der beiden Güter ist hügelig; ganz 
ebenes Land findet sich fast nicht vor. Es ist teils Wiesen- und 
Weideland an abschüssigen Halden, teils Wald und Fels. Das 
Ganze umfasst 93 ha, wovon der Nesselhof 39 ha, die Hasenburg 
54ha umfasst. Das Land kann im. allgemeinen nicht als un- 
fruchtbar bezeichnet werden. Es ist zum Teil dunkler Letten- 
boden, zum Teil Lehmboden. Für Ackerbau ist es allerdings 
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infolge der hügeligen Beschaffenheit nur wenig geeignet. Immer- 
hin wird es möglich sein, zirka 25 Jucharten mit Hafer, Gerste 
und Kartoffeln zu bepilanzen. Die Anbauverpilichtung für das 
Jahr 1918 lautet auf 6 Jucharten. Auf Wald entfallen 18 ha, 
an Hochstämmen ist jedoch wenig vorhanden, dagegen ist ein 
Teil mit jungen Tannen oder Laubwald bewachsen. Die Schlag- 
bewilligung pro 1918 lautet auf 150 Stück Lindennutzholz im 
Ausmass von 35 Festmetern und 50 Ster Brennholz. 


Während auf dem Nesselhof eine Sennhütte mit Stallungen 


für Vieh sich befindet, liegen die Hauptgebäude des Gutes auf der 
Hasenburg, bestehend aus Wohnhaus, Gemüsegarten, Hühner- 
haus, grosse Stallungen für zirka 100 Stück Vieh und für etwa 
300 Schweine, Lagerräume für die Futtervorräte und der Woh- 
nung für den Verwalter, 

Die Gebäulichkeiten wurden vor zirka 18 Jahren neu er- 
stellt und die Kosten sollen sich nach Angabe des Eigentümers 
auf gegen Fr. 300,000.— belaufen haben. Gegenwärtig stehen 
die Ställe grösstenteils leer; sie wurden in letzter Zeit zeitweise 
vom Militär benützt. Für die nächste Zeit wird es nicht möglich 
sein, die Gebäulichkeiten des Hofes auszunützen, da es zurzeit 
infolge der exorbitanten Viehpreise und des Futtermangels nicht 
ratsam ist, die Ställe zu bevölkern. Es wird der Entwicklung 
der nächsten: Jahre überlassen werden müssen, allmählich einen 
dem Gut entsprechenden Viehstand zu halten. Zunächst handel: 
es sich darum, durch Düngung und richtige Bewirtschaftung den 
ausgeraubten Boden ertragsfähiger zu machen. Dieses Jahr 
sollen zirka 25 Jucharten mit Getreide und Kartoffeln bestel! 
werden. Der Kaufpreis ist Fr. 140,000.—; der Wert des Besitz- 
tums dürfte sich jedoch im Verlaufe der Jahre bedeutend steigern, 
wenn es gelingt, einen tüchtigen, gewissenhaften und fleissigen 
Landwirt als Verwalter auf das Gut zu bekommen. Der Kaui 
wird nicht in erster Linie darum empfohlen, um etwas heraus- 
zuschlagen, sondern im Interesse der gesamten Landesversor- 
gung. Es ist äusserst wichtig, dass jeder Quadratmeter Land 
der Volksernährung zugänglich gemacht wird, Dem Antrag 
wird ohne Diskussion zugestimmt. 

Dann bewlligte der Rat für die weitere Ausrichtung gekürzter 
Lohnzahlungen an die Angehörigen des im Militär- und Kriegs- 
dienst abwesenden Personals einen Kredit von Fr. 25,000.—., 

Ueber das letzte Geschäft: Regelung des Gehaltes der Ver- 
waltungskommission referiert der Präsident des Aufsichtsrates 
A. Härry. Der Gehalt für die Mitglieder der Verwaltungs- 
kommission ist seit 1910 unverändert, während die Löhne des 
Personals inzwischen wiederholt erhöht worden sind. Der Auf- 
sichtsrat beantragi, es seien «die Gehälter der Verwaltungs- 
kommission ab 1. Januar 1918 auf Fr. 9200.— und für jedes 
weitere Jahr um Fr. 200.— bis zum Maximum von Fr, 10,000.- 
per Jahr zu erhöhen». Der Rat stimmt zu. Damit sind die 
Geschäfte erledigt. 


Kirchberg. (B.). Anlässlich der Besprechung der Jahres- 
rechnung 1916/17 unseres dortigen Verbandsvereins in der 
letzten Nummer des «Schweiz. Konsum-Verein» ist ein Irrtum 
unterlaufen, den zu berichtigen wir die Leser bitten, 

Die Warenschulden auf 30. Juni (unbezahlte Fakturen) be- 
laufen sich auf Fr. 527.30 und nicht, wie irrtümlich angegeben, 
auf Fr. 10,747.85. Letzterer Betrag ist der Ueberschuss vom 
Verkaufslokal-Konto, der im Laufe des Betriebsiahres über die 
Belastungen erzielt worden ist, 
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Schweiz. Unfallversicherungsanstalt. (Beschluss 
der Verwaltungskommission des V.S.K. vom 2. April 
1918.) Nach Artikel 74 des Bundesgesetzes über die 
Kranken- und Unfallversicherung vom 13. Juni 1911 
vergütet die Schweiz. Unfallversicherungsanstalt den 
verunfallten Versicherten ein Krankengeld erst vom 
dritten Tage an nach dem Tage des Unfalls, und zwar 
nur in der Höhe von 80% des den Versicherten ent- 
gehenden Lohnes. 

Die Verwaltungskommission des V.S.K. hat nun 
in ihrer Sitzung vom 2. April 1918 beschlossen, den 
versicherten Angestellten im Falle eines Unifalles 
von sich aus den Lohn für den 1. und 2. Tag zu be- 
zahlen und ferner den 20prozentigen Ausfall, für den 
die Schweiz. Versicherungsanstalt nicht aufkommt, 
ebenfalls zu übernehmen, so dass das Personal des 
V.S.K. in keiner Weise eine Einbusse erleidet. 

Bei dieser Gelegenheit weisen wir hin auf einen 
früheren Beschluss der Verwaltungskommission vom 
25. Februar 1918, wonach der V.S.K. die Prämien 
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für die Nichtbetriebsunfälle ganz übernimmt, also 
neben den Prämien, die er für die Betriebsunfälle zu 
bezahlen hat. Nach Artikel 108 des Bundesgesetzes 
fallen die Prämien für die Nichtbetriebsunfälle zu drei 
Vierteilen zu Lasten des Versicherten und zu einem 
Viertel zu Lasten des Bundes. Der V.S.K. über- 
nimmt also in diesem Falle auch den Anteil der ver- 
sicherten Angestellten. 


Einbanddecken und Inhaltsverzeichnis für den 
«Schweiz. Konsum-Verein» 1917. Den Bestellern 
von Einbanddecken bringen wir zur Kenntnis, dass 
der Versand derselben begonnen hat. Sollte ein Be- 
steller versehentlich übergangen worden sein, so 
bitten wir um Bericht an die Administration der Ver- 
bandsblätter. Den Einbanddecken werden gleichzeitig 
ein Exemplar des Inhaltsverzeichnisses, sowie die 
allfällig verlangten und noch erhältlichen Nummern 
des Jahrganges beigelegt. 

Das Inhaltsverzeichnis des «Schweiz. Konsum- 
Vereins» ist fertiggestellt und wurde bereits iedem 
Verbandsverein deutscher Sprache in einem Exemplar 
zugestellt. 

Ein gewisser Vorrat von Inhaltsverzeichnissen 
der Jahrgänge 1916 und 1917 steht weiteren Inter- 
essenten gratis zur Verfügung. 


Aufnahmen. Die Verwaltungskommission hat in 
den Verband aufgenommen am 3. April die 

Societe coop6rative generale de consommation 
de Vers-l’Eglise (Ormont-Dessus), mit Sitz in Vers- 
l’Eglise (Ormont-Dessus, Waadt), gegründet den 
24. Januar 1918, ins Handelsregister eingetragen den 
26. März 1918, Mitgliederbestand 90, zugeteilt dem 
Kreise I. 

Ferner am 5. April die 
Konsumgenossenschaft Chippis-Sous Geronde, mit 
Sitz in Chippis (Wallis), gegründet den 16. November 
1917, ins Handelsregister eingetragen den 28. März 
1918, Mitgliederbestand 102, zugeteilt dem Kreise 
Ib. 

und die 
Konsumgenossenschaft Hindelbank, mit Sitz in 
Hindelbank (Bern), gegründet den 10. März 1918, 
ins Handelsregister eingetragen den 22. März 1918, 
Mitgliederbestand 52, zugeteilt dem Kreis IIla. 


Umsatz des V.S.K. im Monat März. Der Um- 
satz des V.S.K. im Monat März 1918 belief sich auf 
Fr. 9,481,300. 33: 

Gegenüber dem gleichen Monat des Vorjahres ergibt 
sich eine Zunahme von Fr, 1,578,848.30 bezw. 19,98%. 

Im ersten Vierteljahr 1918 wurde ein Umsatz 
von insgesamt Fr. 25,792,260.65 erzielt. Gegenüber 
dem Vorjahre bedeutet das eine Zunahme von 
Fr. 5,023,034.25 oder 24,18%. 


Inhalt der Nummer 15 vom 12. April 1918. 


Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine. — Wohn- 
kultur. — Zur Milchpreisirage. — Verbandsnachrichten. — Mit 
dem Samen sparsam umgehen. — Schweizer Mustermesse, — 
Der A.C.V. in Basel. — Allerlei. — Einige Worte über das 
Versicherungswesen. — Zur Mottenplage. — Aus dem Eriah- 
rungsschatze unserer Hausfrauen. — Stellenanzeiger. — Feuille- 
ton: Ferientage in Rumänien. 
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Redaktionsschluss: 11. April. 


Sthreibmalerialien 
und Bureauarlikel 


Wir empfehlen uns zur Lieferung aller Schreibmaterialien 
und Bureauartikel in la. Qualitäten zu äussersten Preisen 


Blei-, Farb- und Zeichenstifte |... Nanee. 


Tinten- und Kopierstifte, Taschenstifte, Schreiner- und Steinhauerstifte. 
Briefklammern, Kolumbus- und Eckenklammern, Bureaunadeln. 
Briefordner und Schnellhefter. 
Be 
Farbbänder für Schreilinnsfhigen aller Systeme. 
Schreibfedern und Halter in diversen Fabrikaten. 


Formulare Quittungsformulare, Rechnungsformulare, Mietzinsquittungen, 
m 


Notizblocs und Wachstuchcarnets. 


Geschäfts- Bücher rer Hauptbücher, Kassa- und 
Vervielfältigungsapparate, cc m zuene. 
Masstäbe und Lineale, Münz-Tabellen 


-1 in Umschlägen mit fünf Bogen Schreibpapier und fünf Kuverts, 
Papeterien : en 


sowie in bunten Kassetten. 
Post- und Schreibpapiere, ini una uniniert 
Phantasie-, Gratulations- und Trauer- 
Karten 
Schultornister ;.. knaven una Mädchen. Aktenmappen, Schulmappen. 
Schiefertafeln, Spielkarten, screvmaschinen. 


Tinten für Schule, Haus und Bureau in la. Qualitäten, Tintengefässe. 


ankabteilung 
des V.S.R. 


Die Bankabteilung des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) Basel nimmt jederzeit Gelder an in 


kontokorrent-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, jederzeit verfügbar, ohne Provisions- 
berechnung, zu 


Die Verzinsung der Ein- u 
lagen beginnt mit dem auf 
Va %n die Einzahlung folgenden 

Werktag und endigt am 

Tage vor derRückzahlung 


in Depositen-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, in der Regel auf 60 Tage kündbar, zu 


En 


gegen Obligationen 


Il 
Il 


Inhaber lautend und auf ein, drei oder fünf Jahre KAURRı 
fest, mit halbjährlichen Zinscoupons, zu a 


5% 
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